
7. Änderung der Zweckverbandssatzung 
 
Gemäß § 9 Abs. 2 Ziffer 5 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (KGG) vom 
16.12.1969 (GVBl. I Seite 307), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 
16.02.2023 (GVBl. S. 83, 88) KGG i. V. m. § 1 Abs. 2 der Verordnung über öffentliche 
Bekanntmachungen der Gemeinde und Landkreise vom 12.10.1977 (GVBl. I 1977, 409), 
zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 01.04.2025 (GVBl. 2025 Nr. 24) hat die 
Zweckverbandsversammlung in ihrer Sitzung am …………. die 7. Änderung der 
Verbandssatzung vom 03.08.2011 zur Änderung des § 7 und § 11 der Verbandssatzung 
beschlossen:  

 
 

Artikel I 
 
Die bisherigen § 7 Abs. 2 und § 11 Abs. 1 werden wie folgt ergänzt: 

 
 

§ 7 
Verbandsversammlung 

Vorsitzendes Mitglied, Einberufung 

1. Die Verbandsversammlung wählt in ihrer ersten Sitzung nach der Bildung des 
Zweckverbandes aus ihrer Mitte für die Dauer ihrer Wahlzeit ein vorsitzendes Mitglied 
und ein stellvertretendes vorsitzendes Mitglied. 

2. Das vorsitzende Mitglied leitet die Verbandsversammlung und beruft sie jeweils 
schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung so oft ein, wie es der Geschäftsgang 
erfordert, mindestens jedoch einmal jährlich. Zwischen dem Zugang der Einladung 
und dem Sitzungstag müssen mindestens 14 Tage liegen.  Die Schriftform kann durch 
die elektronische Form ersetzt werden, soweit der oder dem Vorsitzenden eine 
schriftliche Einverständniserklärung unter Angabe der E-Mail-Adresse vorliegt. In 
eiligen Fällen kann das vorsitzende Mitglied unter ausdrücklichem Hinweis auf die 
Eilbedürftigkeit in der Einladung die Einladungsfrist abkürzen, jedoch muss die 
Einladung spätestens am 2. Tage vor dem Sitzungstag zugehen. Sie ist unverzüglich 
einzuberufen, wenn 2 Verbandsmitglieder oder der Verbandsvorstand die Einberufung 
unter Angabe der Verhandlungsgegenstände schriftlich verlangen. 

3. Zur ersten Sitzung nach Bildung des Zweckverbandes und zur Neukonstituierung 
nach Ablauf einer Wahlzeit wird die Verbandsversammlung vom Bürgermeister der 
Stadt Erlensee einberufen; er leitet die Verbandsversammlung bis zur Wahl ihres 
vorsitzenden Mitgliedes. 

 

§ 11 
Verbandsvorstand 

Einberufung, Beschlussfähigkeit, Beschlussfassung 
1. Der/Die Verbandsvorsitzende oder im Verhinderungsfall sein/ihre Stellvertreter/in 

leitet die Sitzung des Verbandsvorstandes und beruft diesen schriftlich unter 
Mitteilung der Tagesordnung so oft ein, wie es die Verbandsgeschäfte erfordern; § 7 
Abs. 2 Satz 2 und 3 der Verbandssatzung gelten entsprechend. Die Schriftform kann 
durch die elektronische Form ersetzt werden, soweit der oder dem Vorsitzenden eine 
schriftliche Einverständniserklärung unter Angabe der E-Mail-Adresse vorliegt.  



2. Der Verbandsvorstand ist beschlussfähig, wenn ordnungsgemäß eingeladen ist und 
mehr als die Hälfte der Verbandsvorstandsmitglieder anwesend sind; § 53 Abs. 2 
HGO gilt entsprechend. 

3. Die Beschlüsse werden mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag; § 54 Abs. 1 Satz 
2 und 3 sowie Abs. 2 HGO gilt entsprechend. Geheime Abstimmung ist unzulässig. 

4. Beschlüsse können im Umlaufverfahren gefasst werden, wenn kein 
Verbandsvorstandsmitglied widerspricht. 

 

Artikel II 
 
Diese 7. Änderungssatzung tritt am 01.12.2026 in Kraft.  
 
 
Diese Satzung wird hiermit ausgefertigt. 
 
 
Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieser Satzung mit dem hierzu ergangenen Beschluss der 
Zweckverbandsversammlung übereinstimmt und dass die für die Rechtswirksamkeit 
maßgebenden Verfahrensvorschriften eingehalten wurden.  
 
 
Erlensee, den 26.11.2026 
 
Der Verbandsvorstand 
 
 
 
 
 
Stefan Erb        Sylvia Braun 
Vorsitzender des        Verbandsvorstand 
Verbandsvorstandes 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Zur Zeit gültige § 7 und § 11 der Zweckverbandssatzung 

Beschlussfassung durch die Zweckverbandsversammlung in ihrer Sitzung am 10.06.2026 
(6. Änderung der Zweckverbandssatzung) 

 

 

§ 7 
Verbandsversammlung 

Vorsitzendes Mitglied, Einberufung 

1. Die Verbandsversammlung wählt in ihrer ersten Sitzung nach der Bildung des 
Zweckverbandes aus ihrer Mitte für die Dauer ihrer Wahlzeit ein vorsitzendes Mitglied 
und ein stellvertretendes vorsitzendes Mitglied. 

2. Das vorsitzende Mitglied leitet die Verbandsversammlung und beruft sie jeweils 
schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung so oft ein, wie es der Geschäftsgang 
erfordert, mindestens jedoch einmal jährlich. Zwischen dem Zugang der Einladung 
und dem Sitzungstag müssen mindestens 14 Tage liegen. In eiligen Fällen kann das 
vorsitzende Mitglied unter ausdrücklichem Hinweis auf die Eilbedürftigkeit in der 
Einladung die Einladungsfrist abkürzen, jedoch muss die Einladung spätestens am 2. 
Tage vor dem Sitzungstag zugehen. Sie ist unverzüglich einzuberufen, wenn 2 
Verbandsmitglieder oder der Verbandsvorstand die Einberufung unter Angabe der 
Verhandlungsgegenstände schriftlich verlangen. 

3. Zur ersten Sitzung nach Bildung des Zweckverbandes und zur Neukonstituierung nach 
Ablauf einer Wahlzeit wird die Verbandsversammlung vom Bürgermeister der Stadt 
Erlensee einberufen; er leitet die Verbandsversammlung bis zur Wahl ihres 
vorsitzenden Mitgliedes. 

 

§ 11 
Verbandsvorstand 

Einberufung, Beschlussfähigkeit, Beschlussfassung 

1. Der/Die Verbandsvorsitzende oder im Verhinderungsfall sein/ihre Stellvertreter/in 
leitet die Sitzung des Verbandsvorstandes und beruft diesen schriftlich unter 
Mitteilung der Tagesordnung so oft ein, wie es die Verbandsgeschäfte erfordern; § 7 
Abs. 2 Satz 2 und 3 der Verbandssatzung gelten entsprechend.  

2. Der Verbandsvorstand ist beschlussfähig, wenn ordnungsgemäß eingeladen ist und 
mehr als die Hälfte der Verbandsvorstandsmitglieder anwesend sind; § 53 Abs. 2 
HGO gilt entsprechend. 

3. Die Beschlüsse werden mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag; § 54 Abs. 1 Satz 
2 und 3 sowie Abs. 2 HGO gilt entsprechend. Geheime Abstimmung ist unzulässig. 

4. Beschlüsse können im Umlaufverfahren gefasst werden, wenn kein 
Verbandsvorstandsmitglied widerspricht. 

 

 




